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Günter Großer

Westeuropa
verliert
den Anschluß

W ährend das reale Brutto­
sozialprodukt in diesem Jahr 

in den USA und Japan um reichlich 
7 % bzw. 5 % zu steigen verspricht, 
wird sich Westeuropa wohl mit einer 
Wachstumsrate von wenig mehr als 
2 % begnügen müssen. Die Bun­
desrepublik als größte Volkswirt­
schaft dieses Wirtschaftsraumes 
trägt mit einer nicht nennenswert 
höheren Rate zu dem schwachen 
Ergebnis bei. Umgekehrt sind aber 
auch ihre Aussichten auf eine fort­
schreitende Übenwindung der Wirt­
schaftsschwäche erheblich bela­
stet, solange sich im übrigen West­
europa -  das nach wir vor zwei Drit­
tel der deutschen Ausfuhr aufnimmt 
-  der Wachstumshorizont nicht auf­
hellt.

Gegenwärtig ist eine konjunktu­
relle Standortbestimmung in West­
europa dadurch erschwert, daß mit 
Großbritannien und der Bundesre­
publik gerade die beiden Volkswirt­
schaften, von denen die entschei­
denden Impulse zur Konjunkturbe­
lebung ausgegangen waren, in den 
statistischen Schatten streikbeding­
ter Produktionsausfälle geraten 
sind. Es ist schwer zu schätzen, wie 
sehr derartige Ereignisse auch das
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Konjunkturklima belasten. Jeden­
falls scheint es aber nach den lau­
fenden Unternehmensbefragungen 
nicht nur in den beiden genannten 
Ländern wieder labiler geworden zu 
sein.

Die alle Erwartungen sprengende 
Robustheit des Aufschwungs in den 
USA steht so bis in die jüngste Zeit 
in scharfem Kontrast zu der schlep­
penden Aufwärtsbewegung in 
Westeuropa. Wenn der Konjunktur­
funke nicht überspringt, so darf zu­
nächst nicht außer Betracht bleiben, 
daß auf Nordamerika nur ein Viertel 
der gesamten europäischen Aus­
fuhr nach Übersee entfällt. Die 
Nachfrageanregungen aus den 
ÜSA werden also in erheblichem 
Maße durch die gedrückte Entwick­
lung der Exporte nach den Erdölex­
port- und anderen Entwicklungslän­
dern konterkariert.

Neben dem Nachfragezusam­
menhang zwischen Westeuropa 
und den USA ist in den letzten Jah­
ren die wirtschaftspolitische, na­
mentlich die monetäre Verflechtung 
in den Vordergrund gerückt. Zwar 
zeigt gerade die bisherige Entwick­
lung in diesem Jahr, daß Fortschrit­
te bei der Eindämmung der Inflation 
und bei der Konsolidierung der 
Staatsfinanzen in Westeuropa den 
Zusammenhang lockern können. 
Gleichwohl stellen aber von den 
USA ausgehende Zins- und Wech­
selkursimpulse ein Element anhal­
tender Verunsicherung in den ande­
ren Volkswirtschaften dar, zumal 
sich dabei der Dollar immer weiter 
von Kursvorstellungen entfernt, die 
sich etwa am Leistungsbilanzdefizit 
der USA orientieren.

Bei alledem wird indes die damit 
verbundene tatsächliche Einen­
gung wirtschaftspolitischer Aktions­
freiheit in Westeuropa häufig über­
trieben. Denn in vielen Ländern do­
minieren die internen Handlungs­
zwänge, die sich aus der Notwen­
digkeit weiterer Stabilisierung und 
Konsolidierung ergeben. Hohe Zin­
sen sind dann weniger aus den USA

„importiert“ , sondern sie erklären 
sich nicht zuletzt aus der übermäßi­
gen Beanspruchung des heimi­
schen Kapitalangebots durch den 
Staat; sein Finanzierungsdefizit er­
reicht in Westeuropa durchschnitt­
lich mehr als 5 % des Sozialpro­
dukts. Die damit verbundene Fehl­
lenkung der Ressourcen in kon­
sumtive Verwendungen belastet 
zugleich die weiteren Wachstums­
chancen der europäischen Wirt­
schaft.

Der Zins ist unter Berücksichti­
gung des laufenden Preisanstiegs 
ohnehin in allen westeuropäischen 
Volkswirtschaften merklich geringer 
als in den USA. Gleichwohl zeichnet 
sich ein Investitionsaufschwung wie 
dort bisher nicht ab, auch wenn sich 
die Investitionsneigung im Zuge der 
Konjunkturbesserung leicht erholt 
hat. Die fundamentalen Bedingun­
gen für die Entfaltung größerer Inve­
stitionsdynamik erscheinen nämlich 
in Westeuropa nach wie vor viel un­
günstiger als in den USA und Ja­
pan.

So wird einmal die Flexibilität und 
Produktivität der westeuropäischen 
Volkswirtschaften weit mehr durch 
die Beanspruchung des gesamt­
wirtschaftlichen Produkts für 
Staatskonsum und Umverteilung 
gemindert; die laufenden Staats­
ausgaben, d. h. ohne Investitionen, 
erreichen in Westeuropa fast 50 % 
des Bruttosozialprodukts, während 
diese Quote in den USA um fast ein 
Viertel und in Japan um nahezu die 
Hälfte niedriger ist. Zum anderen 
sind die Widerstände gegen den 
Strukturwandel in der Gesellschaft 
und speziell bei den Arbeitnehmern 
in Westeuropa erheblich größer, 
wie sich auch in den Arbeitskon­
flikten der letzten Monate zeigte.

Die Wachstumschancen West­
europas bleiben unter diesen Um­
ständen weiterhin mit schweren Hy­
potheken belastet. Dies erklärt letzt­
lich, weshalb hierauch mittelfristige 
Prognosen noch keinen steileren 
Wachstumspfad verheißen.
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